Geſ etz Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


(Nr. 7650.) Statut für den Wieſenverband Hollage-Wackum in den Kreiſen Osnabrück, 
Berſenbrück und Tecklenburg. Vom 25. April 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


verordnen, auf Grund des Geſetzes vom 28. Februar 1843. § . 56. und 57. 
(Geſetz-Samml. S. 41.) des Geſetzes vom 11. Mai 1853. Artikel 2. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 182.) und der Verordnung vom 28. Mai 1867. Artikel 1. und 2. 
(Geſetz-Samml. S. 769.), nach Anhörung der Betheiligten, was folgt: 


Ge 


Die Beſitzer der Grundſtücke, welche in dem Haſethale in der Bauerſchaft 
Hollage, Kreis Osnabrück, und den Bauerſchaften Achmer und Pente, Kreis 
Berſenbrück, in der Provinz Hannover und der Bauerſchaft Halen, Gemeinde 
Werſen, Kreis Tecklenburg, in der Provinz Weſtphalen belegen, und in den zum 
Meliorationsplane des Bauraths Michaelis vom 30. Juli 1869. gehörigen Si⸗ 
tuationsplänen Nr. J., II. und III. innerhalb der Arrondiſſementslinie verzeichnet 
ſind, werden unter der Benennung 

„Wieſenverband Hollage-Wackum“ 


zu einer Genoſſenſchaft vereinigt, um den Ertrag ihrer Grundſtücke durch Ent⸗ 
und Bewäſſerung zu verbeſſern. 

Die Genoſſenſchaft hat Korporationsrechte und ihren Gerichtsſtand im 
Bezirke des Amtsgerichts Osnabrück. d 


F. 2. 

Die Ent⸗ und Bewäſſerung der Grundſtücke wird nach dem Plane des 
Bauraths Michaelis vom 30. Juli 1869., wie derſelbe bei der höheren Reviſion 
feſtgeſtellt worden, ausgeführt. Kleinere Abänderungen und Vervollſtändigungen 
dieſes Planes, welche ſich im Laufe der Bauausführung als vortheilhaft heraus⸗ 
ſtellen, können auf Antrag des Vorſtandes mit Genehmigung der Landdroſtei zu 
Osnabrück zur Ausführung gelangen. 5 


* 
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Die ſämmtlichen in dem Plane projektirten Haupt- Be- und Entwäſſe⸗ 


rungsgräben, Regulirungswerke an der Haaſe nebſt Unterführungen und Dämmen, 
Stauſchleuſen, Kaſten und Drainſchleuſen werden auf Koſten des Verbandes an⸗ 
gelegt und unterhalten. 

Die weiteren Verbeſſerungen durch Einebnen des Bodens und des Graben⸗ 
auswurfs, Anlegung kleiner Be⸗ und Entwäſſerungsrinnen und Staueinrichtungen, 
ſowie durch vollſtändigen Umbau der Fläche in Rücken⸗ oder Hangbau bleiben 
den einzelnen Wieſenbeſitzern überlaſſen. Dieſelben haben in Betreff der Leitung 
des Waſſers und der Vertheilung des Gefälles die Anweiſungen des Verbands⸗ 
Vorſtandes zu beachten. 

f F. 4. 

Die ganze Meliorationsfläche zerfällt in drei Hauptabtheilungen, welche 
auf den Spezial⸗Situationskarten Blatt I. bis III. bezeichnet find, 

Die Anlagekoſten der vom Verbande auszuführenden Meliorationen 
werden in der Weiſe vertheilt, daß diejenigen Koſten, welche ausſchließlich im 
Intereſſe einer einzelnen Abtheilung entſtehen, allein von dieſer Abtheilung ge⸗ 
tragen, diejenigen Koſten aber, welche im Intereſſe mehrerer Abtheilungen ent⸗ 
ſtehen, von den betreffenden Abtheilungen gemeinſchaftlich aufgebracht werden. 

Es ſind hierbei die Grundſätze der dem Hauptkoſten⸗Anſchlage angehängten 
Koſtenvertheilung maaßgebend. 

Der Plan für die Vertheilung der Koſten auf die drei Hauptabtheilungen 
wird von dem Vorſtande nach dieſen Grundſätzen aufgeſtellt und von der Land⸗ 
droſtei zu Osnabrück geprüft, berichtigt und feſtgeſtellt. 

Die Unterhaltungs⸗ und Verwaltungs koſten werden nach Verhältniß 
der für jede Abtheilung aus der vorſtehend erwähnten Koſtenvertheilung ſich 
ergebenden Hauptſumme unter die drei Hauptabtheilungen vertheilt. 


H. 5. 

Die hiernach von den einzelnen Hauptabtheilungen aufzubringenden Koſten 
ſind von den Theilnehmern dieſer Abtheilungen vorläufig nach dem Verhältniſſe 
des Flächeninhalts der betheiligten Grundſtücke, wie derſelbe auf Grund des vor- 
handenen Materials von dem Vorſtande feftgeftellt werden wird, aufzubringen. 

Dieſe Feſtſtellung bildet das vorläufige Kataſter. 

: Die betheiligten Grundſtücke find zu vermeſſen, und foll nach dem Ergebniffe 
dieſer Vermeſſung von dem Vorſtande das vorläufige Kataſter berichtigt werden. 
Sobald die Verbandsanlagen vollendet ſind, kann auf Antrag jedes Be⸗ 
theiligten eine Reviſion des Kataſters innerhalb der einzelnen Hauptabtheilung 

nach dem Verhältniſſe des Vortheils erfolgen. 
i Die Reviſion geſchieht durch zwei von der Landdroſtei zu Osnabrück zu er⸗ 
nennende Sachverſtändige unter Leitung des Verbandsdirektors, der bei Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten die entſcheidende Stimme hat. Anträge auf Reviſion des Kataſters 
können nur innerhalb dreier Jahre nach Vollendung der Verbandsanlagen zuge⸗ 
laſſen werden. Den Zeitpunkt, von welchem dieſe Friſt zu laufen beginnt, hat 

der Vorſtand demmächſt bekannt zu machen. 

Die 
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Die entworfene Ratafterberichtigung wird im Geſchäftslokale des Verbands⸗ 
Direktors nach vorheriger ortsüblicher Bekanntmachung vier Wochen lang offen 
elegt. Reklamationen dagegen müſſen binnen dieſer Friſt ſchriftlich bei dem 
Verbandsdirektor eingebracht werden. 

Die eingegangenen Reklamationen werden von dem letzteren und den beiden 
Sachverſtändigen unter Zuziehung des Beſchwerdeführers und eines Mitgliedes 
des Vorſtandes unterſucht. Mit dem Ergebniſſe der Unterſuchung werden der 
Beſchwerdeführer und das Vorſtandsmitglied bekannt gemacht; find beide Theile 
damit einverſtanden, ſo wird das Kataſter demgemäß berichtigt, iſt der Beſchwerde⸗ 
führer oder das Vorſtandsmitglied nicht damit zufrieden, ſo erfolgt alsdann die 
Entſcheidung durch die Landdroſtei zu Osnabrück. Gegen deren Entſcheidung iſt 
Rekurs an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten zuläſſig, der 
gleichfalls binnen vier Wochen bei dem Verbandsdirektor angemeldet werden muß. 

Die Koſten des Reviſions⸗, Reklamations⸗ und Rekursverfahrens trägt der 
unterliegende Theil. 

Sobald die Reklamationen beſeitigt ſind, wird das Kataſter von der Land⸗ 
droſtei zu Osnabrück ausgefertigt und dem Vorſtande zugeſtellt. 

Vor und während der Ausführung der Anlage kann der Vorſtand die 
Erhebung von Beiträgen nach dem Flächeninhalte der betheiligten Grundſtücke 
9 Die Ausgleichung erfolgt nach der ſchließlichen Feſtſtellung des 

ataſters. 

Die Beiträge ſind auf das Ausſchreiben des Verbandsdirektors in den darin 
bezeichneten Terminen zur Kaſſe des Verbandes bei Vermeidung der adminiſtra⸗ 
tiven Exekution einzuzahlen. 


F. 6. 
Die Verbindlichkeit zur Entrichtung der Verbandsbeiträge ruht mit der 
Verbandspflicht als Reallaſt unablöslich auf den verpflichteten Grundſtücken. 


$. 7. 

Die Anlagen werden theils in Tagelohn ausgeführt unter Leitung eines 
Wieſenbautechnikers, theils, wo es zweckmäßig iſt, ſollen die Arbeiten nach Be⸗ 
ſtimmung des Vorſtandes an den Mindeſtfordernden verdungen werden. Aus⸗ 
nahmsweiſe kann der Vorſtand auch die Anlagen linsbeſondere die Grabenarbeit) 
durch Naturalleiſtung der betheiligten Grundbeſitzer ausführen laſſen. In ſolchen 
Fällen iſt der Verbandsdirektor befugt, die nicht rechtzeitig ausgeführten Arbeiten 
nach einmaliger vergeblicher Erinnerung auf Koſten des Säumigen machen und 
die Koſten von demſelben im Wege der administrativen Exekution beitreiben zu 
laſſen. Eben dazu iſt der Direktor befugt bei Arbeiten, welche nach F. 3. den 
einzelnen Genoſſen für ihre Grundſtücke überlaſſen ſind, aber im Intereſſe der 
ganzen Anlage nicht unterbleiben dürfen. b 


ES. 

Der Verbandsdirektor hat die Ausführung derjenigen nach F. 3. den ein⸗ 
zelnen Genoſſen überlaſſenen Ent» und Bewäſſerungsanlagen zum inneren Aus⸗ 
bau ihrer Grundſtücke, welche nur durch Zuſammenwirken mehrerer Grundbeſitzer 
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ausführbar ſind, auf Anrufen eines Betheiligten und nach Anhörung der übrigen 
zu vermitteln und nöthigenfalls durchzuführen; bei dem Widerſpruche eines oder 
mehrerer betheiligter Genoſſen muß jedoch der Plan und das Beitragsverhältniß 
zuvor von der Landdroſtei zu Osnabrück genehmigt ſein, auch muß ſich in dieſem 
Falle die exekulive Ausführung auf diejenigen Theile der Anlage beſchränken, 
welche nothwendig ſind, damit die nicht widerſprechenden Beſitzer ordnungsmäßig 
ihre Wieſen ausbauen, be- und entwäſſern können. N 
Die Koſten ſolcher Anlagen, ſowie die Unterhaltung derſelben werden nach 
Verhältniß des Vortheils von den ſpeziell dabei Betheiligten getragen auch hat 
der Verband die Unterhaltung derartiger Nebenanlagen durch ſeine Beamten 
beaufſichtigen zu laſſen und, ſoweit erforderlich, in regelmäßige Schau zu nehmen. 


e 9. 

Die Anlegung der nöthigen Gräben, Schleuſen u. ſ. w. muß jeder Ver⸗ 
bandsgenoſſe ohne Weiteres geſtatten; für den dazu erforderlichen Grund und 
Boden erhält derſelbe, ſoweit ihm der Werth nicht durch das an den Damm⸗ 
doſſirungen und Uferrändern wachſende Gras oder andere zufällige Vortheile 
erſetzt werden ſollte, eine vom Vorſtande feſtzuſetzende Entſchädigung. 

Die Feſtſtellung und Anweiſung der Heuabfuhr und Düngerzufuhrwege 
findet nach Ausführung der Anlage durch den Vorſtand ſtatt, auch ſetzt derſelbe 
die Entſchädigung für Benutzung des Abfuhrweges feſt. Jeder Intereſſent, welcher 
die Heuabfuhr und Düngerzuführ über fein Grundſtück zu erdulden hat, erhält 
für die laufende Ruthe des Weges eine ein für alle Mal zu zahlende, vom Vor: 
ſtande feſtzuſetzende billige Entſchädigung. 

Streitigkeiten über die vom Vorſtande feſtgeſetzten Entſchädigungen werden 
mit Ausſchluß des Rechtsweges ſchieds richterlich entſchieden (efr. §. 17.). 

Die zur Ausführung des Ent⸗ und Bewäſſerungsplans erforderliche Ent⸗ 
eignung oder Belaſtung fremder, nicht zur Sozietät gehörenden Grundſtücke erfolgt 
für die im Kreiſe Tecklenburg belegenen Grundſtücke nach Maaßgabe der bezüg⸗ 
lichen Beſtimmungen des Geſetzes über die Benutzung der Privatflüſſe vom 
28. Februar 1843. für die in den Kreiſen Osnabrück und Berſenbrück belegenen 
Grundſtücke nach Maaßgabe des Hannoverſchen Geſetzes vom 22. Auguſt 1847. 


. $. 10. 

Die Angelegenheiten des Wieſenverbandes werden von einem Vorſtande 
geleitet, welcher aus dem Verbandsdirektor als Vorſitzenden und ſechs Wieſen⸗ 
ſchöffen beſteht. f 3 

Dieſelben bekleiden ein Ehrenamt. 

Als Erſatz für baare Auslagen und Verſäumniſſe erhält der Direktor eine 
jährliche Vergütung, welche nach Anhörung der Generalverſammlung alle drei 
Jahre von der Landdroſtei zu Osnabrück ten ift. 


$. 11. 


Der Direktor des Verbandes, für den es der Mitgliedſchaft zum Wieſen⸗ 
verbande nicht bedarf, wird von der Landdroſtei zu Osnabrück ernannt. 
5 Die 
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Die Wieſenſchöffen nebſt einem Stellvertreter für jeden werden in der 
Generalverſammlung von den Genoſſen aus ihrer Mitte auf drei Jahre gewählt, 
und zwar von den Beſitzern 5 


in Hauptabtheilung I. I, 
en ; 14, 
. e 


Bei der Wahl hat jedes 1 der Genoſſenſchaft Eine Stimme. Wer mehr 
als fünf Morgen im Verbande beſitzt, hat zwei Stimmen, wer mehr als zehn 
Morgen beſitzt, hat drei Stimmen und ſo fort für je fünf Morgen mehr Eine 
Stimme mehr. 

Minderjährige und moraliſche Perſonen können durch ihre geſetzlichen Ver— 
treter, Ehefrauen durch ihre Ehemänner mitſtimmen. 

Wählbar zum Wieſenſchöffen iſt derjenige, welcher fünf Morgen Wieſen 
im Verbande beſitzt und den Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte nicht durch rechts⸗ 
kräftiges Erkenntniß verloren hat. 

Die Wahlen erfolgen durch abſolute Stimmenmehrheit. Ergiebt ſich ſolche 
nicht, ſo iſt die Wahl in der Art zu wiederholen, daß nur die bei der vorher⸗ 
gehenden Abſtimmung Benannten wählbar bleiben und von dieſen derjenige aus⸗ 
ſcheidet, auf welchen die geringſte Stimmenzahl gefallen iſt. 

Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 

Der Kreis hauptmann des Amts Osnabrück oder der von ihm kommittirte 
Beamte beruft die Generalverſammlung und führt den Vorſitz in derſelben. Er 
verpflichtet die Gewählten durch Handſchlag an Eidesſtatt. Zur Legitimation 
der Vorſtandsmitglieder dient eine amtliche Ausfertigung des Wahlprotokolls. 


; $. 12. 
Der Direktor iſt die ausführende Verwaltungsbehörde des Verbandes und 
vertritt denſelben anderen Perſonen und Behörden gegenüber. 
Außer denjenigen Funktionen, welche dem Verbandsdirektor durch die Vor⸗ 
ſchriften dieſes Statuts beſonders übertragen find, liegt demſelben insbeſondere ob: 
a) die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach den feſtgeſtellten 
Plänen mit Hülfe des betreffenden Technikers zu veranlaſſen und zu 
beaufſichtigen 
b) die Voranſchläge und Jahresrechnungen den Wieſenſchöffen zur Feſtſtel; 
lung und Abnahme vorzulegen, 
e) die Beiträge auszuſchreiben, die Zahlungen auf die Kaſſe anzuweiſen und 
die Kaſſenverwaltung zu revidiren; 
d) die Wieſenwärter und die Unterhaltung der Anlagen zu beaufſichtigen 
und die halbjährliche Grabenſchau mit den Wieſenſchöffen abzuhalten 
e) den Schriftwechſel für den Wieſenverband zu führen und die Urkunden 
deſſelben zu unterzeichnen; zur Abſchließung von Verträgen iſt die Zu 
ſtimmung der Wieſenſchöffen nöthig / 
f) die Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder des Verbandes wegen Verletzung 
(Nr. 7650.) die⸗ 
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ae 


dieſes Statuts und der beſonders dazu zu erlaſſenden Reglements bis 
zur Höhe von Einem Thaler feſtzuſetzen und zur Kaſſe einzuziehen. 


In Behinderungsfällen läßt ſich der Direktor durch einen Wieſenſchöffen 
vertreten. 


$. 13. 


Der Vorſtand hat über alle Angelegenheiten des Verbandes zu beſchließen, 
ſoweit ſolche nicht dem Direktor durch dies Statut (F. 12.) überwieſen find, 
insbeſondere auch: f 


a) über die zur Erfüllung der Verbandszwecke nothwendigen und nützlichen 
Einrichtungen; 

b) über die Voranſchläge zum Jahresetat und die erforderlichen gewöhn⸗ 
lichen und außergewöhnlichen Beitragserhebungen, ſowie über die dem 
Rendanten zu ertheilende Decharge; 

e) über etwaige Anleihen und Abſchließung von Verträgen. 

Zu einem gültigen Beſchluſſe iſt die Anweſenheit von drei Vorſtands⸗ 
mitgliedern außer dem Direktor oder deſſen Stellvertreter erforderlich. 

Die Beſchlüſſe erfolgen nach Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit 
giebt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 


§. 14. 


Zur Bewachung und Bedienung der Wieſen ſtellt der Vorſtand einen oder 
mehrere Wieſenwärter gegen entſprechenden Lohn und auf monatliche Kündi⸗ 
gung an. 

ö Die Wahl der Wieſenwärter unterliegt der Beſtätigung des Kreishaupt⸗ 
manns des Amts Osnabrück. 5 n 

Die Wieſenwärter ſind allein befugt au wäſſern und müſſen fo wäffern, 
daß alle Parzellen den verhältnißmäßigen Antheil an Waſſer erhalten. Kein 
Eigenthümer darf die Schleuſe öffnen oder zuſetzen oder überhaupt die Bewäſſe⸗ 
rungsanlagen eigenmächtig verändern, bei 1 einer Konventionalſtrafe 
von zwei Thalern für jeden Kontraventionsfall. f 

Die Wieſenwärter werden als Feldhüter vereidigt; ſie müſſen den An⸗ 
weiſungen des Direktors pünktlich Folge leiſten und können von demſelben mit 
Verweis und Geldbuße bis zu Einem Thaler beſtraft werden. 


Se. & 
Die Führung der Kaſſengeſchäfte wird von dem Vorſtande einem Verbands⸗ 
Kaſſenrendanten gegen eine mit demſelben zu vereinbarende Vergütung übertragen. 
Der Rendant hat nach den Anweiſungen des Vorſitzenden die Einnahmen 
und Ausgaben zu bewirken und den Etat aufzuſtellen. 


$. 16. | 

Ueber die Weiten⸗ und Tiefenlagen der einzelnen von den Grundbeſitzern 
anzulegenden Einlaßſchleuſen, über die Wäſſerungsordnung, die Grabenräumung, 
die Heuwerbung und Hütung auf den Wieſen hat der Vorſtand die nöthigen 
; Be⸗ 


Beſtimmungen zu treffen und kann deren Uebertretung mit Ordnungsſtrafen bis 
drei Thaler ahnden. : 


$. 17. 


Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern des Verbandes über das 
Eigenthum von Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang von Grund⸗ 
erechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, und über beſondere, auf ſpeziellen 
Rechtsttteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien entſtehen, ge⸗ 
hören zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 


Dagegen werden nach erfolgter Sable des Bewäſſerungsplans (F. 2.) 
alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten des Verbandes oder die vorgeb⸗ 
liche Beeinträchtigung eines oder des anderen Genoſſen betreffenden Beſchwerden 
von dem Vorſtande unterſucht und entſchieden, ſoweit ſie nicht in dieſem Statute 
anderen Behörden zugewieſen find. 


Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs 
an ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung 
des Beſcheides an gerechnet, bei dem Verbandsdirektor angemeldet werden muß. 
Kost weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil trägt die 

oſten. 


Das Schiedsgericht beſteht aus einem Vorſitzenden und zwei Beiſitzern. 
Der Vorſitzende wird von der Landdroſtei zu Osnabrück alle drei Jahre ernannt. 


Die Beiſitzer nebſt einem Stellvertreter für jeden werden von der General⸗ 
verſammlung der Wieſengenoſſen, und zwar ohne Rückſicht auf die einzelnen 
Hauptabtheilungen, auf drei Jahre gewählt. 


Hinſichtlich der Stimmberechtigung und des Wahlverfahrens ſind auch für 
dieſe Wahlen die Vorſchriften des F. 11. maaßgebend. 


Wählbar iſt Jeder, der in der Gemeinde ſeines Wohnortes zu den öffent⸗ 
lichen Gemeindeämtern wählbar und nicht Mitglied des Verbandes iſt. 


Das Schiedsgericht entſcheidet nach Stimmenmehrheit. 


8. 18. 


Der Wieſenverband iſt der Oberaufſicht des Staates unterworfen. Das 
Aufſichtsrecht wird in unterſter Inſtanz bis auf Weiteres und vorbehaltlich einer 
etwa demnächſt von der Landdroſtei zu Osnabrück anderweit zu treffenden An⸗ 
ordnung von dem Kreishauptmann des Kreiſes Osnabrück und in den höheren 
Inſtanzen von der Landdroſtei Osnabrück, beziehungsweiſe von der künftig an 
deren Stelle tretenden Landespolizei-Behörde, und von dem Miniſter für die land. 
wirthſchaftlichen Angelegenheiten nach Maaßgabe dieſes Statuts, übrigens in dem 
Umfange und mit den Befugniſſen, welche den Aufſichtsbehörden den Landgemein⸗ 

den gegenüber zuſtehen, ausgeübt. 


(Nr. 7650-7651.) $. 19, 


en 
F. 19. 


Abänderungen dieſes Statuts können nur unter landesherrlicher Geneh- 
migung erfolgen. N 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 25. April 1870. 
(L. S) Wilhelm. 
v. Selchow. Leonhardt. 


(Nr. 7651.) Statut für die Genoſſenſchaft zur Melioration des Leegebiets zwiſchen Hohen- 
körben und Scheerhorn im Amte Neuenhaus. Vom 25. April 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, auf Grund der Verordnung vom 28. Mai 1867. F. 1. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 769.), nach Anhörung der Betheiligten, was folgt: 


. 1. 


Um die an der Lee zwiſchen Hohenkörben und Scheerhorn im Amte 
Neuenhaus belegenen, an ſchädlicher Näſſe leidenden Grundſtücke durch Ent⸗ 
wäſſerung zu verbeſſern, werden die Beſitzer dieſer Grundſtücke zu einer Ge⸗ 
noſſenſchaft unter dem Namen i 

„Genoſſenſchaft zur Melioration des Lee⸗Gebiets zwiſchen 


Hohenkörben und Scheerhorn im Amte Neuenhaus“ 
vereinigt. 


Die Genoſſenſchaft hat Korporationsrechte und ihren Gerichtsſtand bei 
dem Amtsgerichte Neuenhaus. 


. 2. 


Der Meliorationsbezirk beſteht für jetzt aus einer Fläche von 12,701 Morgen 

17 Quadratruthen. Von dieſen Grundſtücken, welche auf einem vom Geometer 

Kleine zu Lingen unter Zugrundelegung der Grundſteuer⸗Mutterrolle an Ort und 
Stelle im März 1869. aufgenommenen Verzeichniſſe aufgeführt ſind, 3 

1) zur 


2 


1) zur Feldmark Berge⸗Scheerhornn . 688 Mrg. 20 ◻ARuthen, 
2) . Georgs doof 108 53 . 
3) 2 » Mltepieeandie ..............- 1,344 ur Fer 
4 2 Mietmarihen u... 2,148 108 , 
5) ® . Hohenkörben, Kirchſpiels 

Veldhauſen. 440 34 . 
6) . Hohenkörben, Kirchſpiels 

Nolden 661 22 5 
7)» - VVV 1,030» 60 5 
8) >» : N 6,279 3 . 


2 TTT. 888 
— 12,701 Mg. 17 ( Ruthen. 


Der Meliorationsbezirk kann auf Antrag des Sozietätsvorſtandes mit 
Zuſtimmung der betreffenden Grundbeſitzer und der Landdroſtei zu Osnabrück 
erweitert und beſchränkt werden. 

H. 3. 

Der Genoſſenſchaftsverband hat die oben bezeichneten Grundſtücke durch 
eine Korrektion des Leefluſſes, wie ſolche in der vom Waſſerbaukondukteur 
Oppermann in Meppen entworfenen Denkſchrift vom 1. April 1869, und dem 
dazu gehörigen Koſtenanſchlage vom 2. März 1869. projektirt iſt, zu entwäſſern 
und die zu dieſem Zwecke erforderlichen Anlagen zur Ausführung zu bringen. 
Erhebliche Veränderungen des Korrektionsplans, welche im Laufe der Ausführung 
nothwendig erſcheinen, dürfen nur mit Genehmigung des Miniſters für die land⸗ 
wirthſchaftlichen Angelegenheiten vorgenommen werden. 

Nach der Ausführung des Meliorationsplans ſind der Fluß und die 
planmäßigen Anlagen in dem verbeſſerten Zuſtande zu unterhalten, wogegen die 
ſonſt etwa noch nöthigen oder zweckmäßigen Entwäſſerungsanlagen von den 
ſpeziell dabei Betheiligten nach Verhältniß des Vortheils einzurichten und zu 
unterhalten ſind, und zwar in ſolcher Weiſe, daß die Intereſſen des Verbandes 
nicht gefährdet werden. f 

Entſteht Streit darüber, ob gewiſſe Anlagen auf Koſten des Verbandes 
oder von den Beſitzern der betreffenden Grundſtücke auszuführen und zu unter⸗ 
halten ſind, ſo entſcheidet darüber die Landdroſtei zu Osnabrück. 


§. 4. 

Die Behufs Beſchaffung der Flußkorrektion erforderlichen Arbeiten des 
Verbandes werden nicht durch Naturalarbeit der Mitglieder, ſondern für Geld 
aus der Verbandskaſſe ausgeführt. Die vorſchriftsmäßige Räumung des Lee, 
Raubisher obgelegen hat. Die die bisherige ewöhnliche Räumung, wie ſie im 
bis: 2. des Hannoverſchen Geſetzes vom 22. uguft 1847. über Ent⸗ und Be⸗ 
iswäſſerung der Grundſtücke dc. vorgeſchrieben ift, überſchreitende Unterhaltung des 
wädluſſes nebſt Zubehör fällt dagegen der Genoſſenſchaft inſoweit zur Laſt, als 
Flucht etwa andere Verpflichtete vorhanden ſind. Zur Ausführung der Fluß⸗ 
nich, Serra 1870, 8 161), . 5 = 

Jahrgang 1870. (Nr. 7651.) 47 kor⸗ 


e i 
korrektion, ſowie zu der nach dem Vorſtehenden dem Verbande obliegenden Unter⸗ 
haltung der Verbandsanlagen haben die Beſitzer aller dadurch verbeſſerten ertrags⸗ 
fähigen Grundſtücke nach Verhältniß des durch die Melioration herbeizuführenden 
Vortheils beizutragen und ſind die betheiligten Grundſtücke zu dieſem Behuf in 
fünf Klaſſen zu theilen, von denen: 


die 1. Klaſſe pro Morgen = 5 Theile, 
7 2. 5 5 5 — 4 5 

a 3 * . 5 — 3 s 
5 = . — 2 - 

es = 1 Theil 


beitragen. 


Die Einſchätzung in die Klaſſen und die Aufſtellung des Kataſters erfolgt 
durch zwei vom Amte Neuenhaus zu ernennende Boniteure. Den Boniteuren 
können amtsſeitig ortskundige Perſonen zugeordnet werden. 

Das nach dieſer Einſchätzung angefertigte Beitragskataſter, wonach vor⸗ 
behaltlich demnächſtiger etwaiger Ausgleichung ſofort die erforderlichen Koſten 
gehoben werden können, iſt dem Sozietätsvorſtande vollſtändig, den Gemeinde- 
vorſtänden, ſowie dem Fürſten von Bentheim extraktweiſe mitzutheilen und vier 
Wochen hindurch beim Amte Neuenhaus offen zu legen, in welcher Friſt es ein⸗ 
geſehen und Beſchwerden dagegen bei dem Vorſtande des Amtes erhoben werden 
können. Die Auslegung des Kataſters iſt gleichzeitig in den Osnabrückſchen 
Anzeigen und in der Wochenſchrift der Grafſchaft Bentheim, ſowie durch Anſchlag 
vor der Amtsſtube bekannt zu machen. 

Der Amtshauptmann hat die angebrachten Beſchwerden unter Zuziehung 
der Beſchwerdeführer, eines Vorſtandsmitgliedes und der erforderlichen Sachver⸗ 
ſtändigen zu unterſuchen. 8 5 

Dieſe Sachverſtändigen, welche hinſichtlich der ökonomiſchen Fragen zwei 
landwirthſchaftliche Techniker und rückſichtlich der Vermeſſung und des Nivelle- 
ments ein vereideter Feldmeſſer ſein müſſen, und denen erforderlichen Falls bei 
Streitigkeiten wegen der Ueberſchwemmungs- und ſonſtigen Waſſerverhältniſſe 
ein Waſſerbauverſtändiger beigeordnet werden kann, werden von der Landdroſtei 
zu Osnabrück ernannt. Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die Be⸗ 
ſchwerdeführer und der Vorſtand bekannt gemacht. 

Sind beide Theile mit dem Reſultate einverſtanden, ſo wird das Kataſter 
danach berichtigt, anderenfalls werden die Akten der Landdroſtei zu Osnabrück 
zur Entſcheidung über die Beſchwerden eingereicht. 

Binnen ſechs Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung iſt 
Berufung dagegen an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten 
zuläſſig. Wird die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten derſelben den 
Beſchwerdeführer. 

Das feſtgeſtellte Kataſter wird von der Landdroſtei ausgefertigt und dem 
Verbandsvorſtande zugeſtellt. \ 


F. 5. 
Die Stauberechtigten: Fürſt von Bentheim auf ſeinen Grundſtücken bei 
90 
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Hohenkörben und Scheerhorn, Kolon Scholte in Hohenkörben und Kolon Löning 
in Oſterwald haben ſich die Regulirung ihrer Stauanlage auf ihre Koſten ge⸗ 
fallen zu laſſen, mit Ausnahme der Fürſtlichen Stauanlage im Scheerhorner 
Ballaſt, welche nöthigenfalls auf Koſten der Geſammtheit abzuändern iſt. 

Die Ausführung neuer Bewäſſerungsanlagen an der Lee im Korrektions⸗ 
gebiete unterliegt den einſchlagenden Beſtimmungen des Hannoverſchen Geſetzes 
vom 22. Auguſt 1847. über Ent⸗ und Bewäſſerungen, ſowie über Stauanlagen. 
Dieſelben ſtehen gleich dem Hauptfluſſe unter Aufſicht des Verbandes und ſind 
vorſchriftsmäßig von den Betheiligten zu unterhalten. 


$. 6. 

Jedes Mitglied hat dem Verbande von feinen Grundſtücken diejenigen 
Flächen, welche zur Flußkorrektion und den planmäßigen Anlagen erforderlich 
ſind, ſowie alle nöthigen Materialien ſoweit ohne Entſchädigung abzutreten, als 
der bisherige Nutzungswerth nach vorausſichtlicher Schätzung durch die ihm dem⸗ 
nächſt verbleibende Grasnutzung auf den Dammböſchungen und Uferwänden und 
durch die ſonſtigen aus der Meliorationsanlage erwachſenden zufälligen Vortheile 
aufgewogen wird. Streitigkeiten hierüber werden mit Ausſchluß des Rechtsweges 
ſchiedsrichterlich entſchieden (cfr. $. 13.). 

Die beiden Beiſitzer des Schiedsgerichts werden bis zur Wahl des Vor⸗ 
geht von den Bevollmächtigten der Intereſſenten nach Stimmenmehrheit 
gewählt. a 

Die ſonſtigen zur Ausführung der Melioration erforderlichen Grundſtücke 
werden in Ermangelung der Güte nach den Vorſchriften des Hannoverſchen 
Geſetzes vom 22. Auguſt 1847. betreffend die Ent⸗ und Bewäſſerung der Grund⸗ 
ſtücke ꝛc., und des Hannoverſchen Geſetzes über die Veräußerungspflicht Behufs 
der Anlage von Schiffahrtskanälen ꝛc. vom 16. September 1846. erworben. 

Auf gleiche Weiſe iſt der, einzelnen Grundſtücken durch die Anlage etwa 
erwachſende Schaden, ſoweit er nicht durch Vortheile wieder aufgewogen wird, 
auf Verlangen zu vergüten. 

ee $. 7. 
| An der Spitze der Genoſſenſchaft ſteht ein Schaudirektor. Der Schau⸗ 
direktor und die Vorſtandsmitglieder bekleiden ein Ehrenamt, für baare Auslagen 
und Wege kann denſelben jedoch eine nöthigenfalls vom Amte Neuenhaus feſt⸗ 
zuſetzende Vergütung zugebilligt werden. 
$. 8. 
Der Vorſtand beſteht aus: 
1) dem Vertreter des Fürſten von Bentheim, 
2) je einem Abgeordneten der betheiligten Grundbeſitzer in den Gemeinden: 
a) Scheerhorn, Berge, Bathorn, Hoogſtede (frühere Gildſchaft 
Scheerhorn), 
b) Georgsdorf, 


e) Altepiccardie, a 
(Nr. 7651.) 47 d) Wiet⸗ 


— 


d) Wietmarfchen, 

e) Hohenkörben, Kirchſpiel Veldhauſen, 
) Hohenkörben, Kirchſpiel Nordhorn, 
g) Bimolten und 

h) zwei Abgeordneten von Oſterwald. 


Für die Fälle einer zeitweiſen oder dauernden Behinderung einzelner Mit- 
lieder des Vorſtandes iſt von jedem Wahlbezirk zugleich die entſprechende Zahl 
tellvertreter zu wählen. 

Der Stellvertreter nimmt in Krankheits⸗ und ſonſtigen Behinderungs⸗ 
fällen des Repräſentanten deſſen Stelle ein und tritt für ihn ein, wenn der Depu⸗ 
tirte während ſeiner Wahlzeit ſtirbt, den Grundbeſitz in den zum Wahlbezirk 
gehörigen Ortſchaften aufgiebt, oder feinen bleibenden Wohnſitz in einem entfernten 
Orte nimmt. 

Die Wahl des Abgeordneten und deren Stellvertreter erfolgt auf ſechs 
Jahre; wird die Wahl verweigert, ſo ſteht der Landdroſtei in Osnabrück die 
Ernennung zu. 

Die Mitglieder des Vorſtandes wählen den Schaudirektor auf zwölf Jahre. 
Die Wahl unterliegt der Beſtätigung der Landdroſtei zu Osnabrück. 

Wird die Beſtätigung verfagt, fo ſchreitet der Vorſtand zu einer neuen 


ahl. 

Wird auch dieſe Wahl nicht beſtätigt, oder die Wahl verweigert, ſo ſteht 
der Landdroſtei in Osnabrück die Ernennung auf höchſtens ſechs Jahre zu. Die 
Verſammlung zur Wahl des Schaudirektors beruft der Amtshauptmann und 
führt darin den Vorſitz ohne Stimmrecht, jedoch mit entſcheidender Stimme bei 
Stimmengleichheit. ; 

Er verpflichtet den Schaudirektor und die Vorſtandsmitglieder durch Hand⸗ 
ſchlag an Eidesſtatt. 

2 


Bei der Wahl der zu wählenden Vorſtandsmitglieder hat der, welcher 
mindeſtens mit einem Morgen betheiligt iſt, Eine Stimme, wer über 10 bis 
20 Morgen beſitzt, zwei Stimmen, wer über 20 bis 30 Morgen befikt, drei 
Stimmen u. ſ. w. Für die ungetheilten Marken ſoll jedoch auf je 30 Morgen 
nur Eine Stimme fallen, welche bis zur beendigten Markentheilung von den 
Behufs der Lee⸗Korrektion gewählten Bevollmächtigten auszuüben iſt. 

Wer mit ſeinen Meliorationsbeiträgen im Rückſtande iſt oder den Vollbeſitz 
der bürgerlichen Rechte durch rechtskräftiges Erkenntniß verloren hat, darf an der 
Wahl nicht Theil nehmen und auch nicht gewählt werden. Von dem Schau⸗ 
direktor und, ſo lange dieſer noch nicht gewählt iſt, vom Amtshauptmann wird 
die Liſte der Wähler mit Hülfe der Gemeindevorſteher aufgeſtellt und der Wahl⸗ 
termin abgehalten. 

Die Liſten der Wähler werden vierzehn Tage in den betreffenden Gemeinden 
beim Ortsvorſteher zur Einſicht offen gelegt. Während dieſer Friſt kann jeder 
Betheiligte Einwendungen gegen die Richtigkeit der Liſte beim Amtshauptmann 
beziehungsweiſe beim Schaudirektor erheben; die Entſcheidung der Pong 

un 


und die Prüfung der Wahl fteht dem Vorſtande zu. Im Uebrigen find bei dem 
Wahlverfahren die Vorſchriften für ländliche Gemeindewahlen und in Betreff der 
Verpflichtung zur Annahme von unbeſoldeten Stellen die hier geltenden Beſtim⸗ 
mungen über Annahme einer Vormundſchaft analogiſch anzuwenden. 

Alle drei Jahre ſcheidet die Hälfte der Vorſtandsmitglieder aus, und zwar 
das erſte Mal nach dem Looſe, und wird durch Neuwahl erſetzt. 

Die ausgeſchiedenen Mitglieder können wieder gewählt werden. 


$. 10. 


Der Vorſtand der Genoſſenſchaft wird nach Bedürfniß vom Schaudirektor 
zuſammen berufen. Derſelbe hat ſich jedoch regelmäßig jährlich zweimal, im 
April und November, zu verſammeln und unter Leitung des Schaudirektors die 
Schau des Fluſſes und der etwaigen Seitengräben ꝛc. vorzunehmen und fonft 
nöthige Beſchlüſſe zu faſſen. Der Schaudirektor iſt ſtimmberechtigter Vorſitzender 
mit entſcheidendem Votum bei Stimmengleichheit; er beruft die Verſammlungen, 
leitet die Verhandlungen und handhabt Ordnung in den Sitzungen. 

Die Einladungen zu den Verſammlungen müſſen mit Ausnahme drin⸗ 

ender Fälle wenigſtens acht Tage vor dem Termine erfolgen und die zu ver⸗ 
1 Gegenſtände ergeben. Wer von den Abgeordneten am Erſcheinen 
behindert iſt, muß die Vorladung ſeinem Stellvertreter mittheilen. Der Vorſtand 
kann nu esche, wenn mindeſtens fünf Mitglieder außer dem Vorſitzenden 
zugegen ſind. 

Eine Ausnahme findet bei der zweiten, über den nämlichen Gegenſtand 
berufenen Verſammlung ſtatt, wenn die erſte Verſammlung wegen ungenügender 
Zahl der Anweſenden keinen Beſchluß hat faſſen können und dies bei der zweiten 
Einladung den Mitgliedern bekannt gemacht iſt. In einem ſolchen Falle kann 
ein gültiger Beſchluß von den anweſenden Mitgliedern ohne Rückſicht auf die 
Zahl derſelben gefaßt werden. Ueber jede Sitzung iſt ein Protokoll aufzunehmen, 
in welchem die gefaßten Beſchlüſſe unter kurzer Darlegung der Erwägungsgründe 
aufzuzeichnen ſind, und welches vom Vorſitzenden und den anweſenden Mitgliedern 
zu unterſchreiben iſt. 5 15 


Der Schaudirektor iſt die ausführende Behörde der Genoſſenſchaft, er 
vertritt dieſelbe anderen Perſonen und Behörden gegenüber und handhabt die 
örtliche Polizei zum Schutze der Anlagen. Er hat insbeſondere 

1) die Meliorationsbeiträge auszuſchreiben und von den Säumigen im Wege 
der adminiſtrativen Exekution einzuziehen, die Zahlungen auf die Kaſſe 
anzuweiſen und die Kaſſe unter Zuziehung eines Vorſtandsmitgliedes zu 
revidiren; 

2) den Entwurf des Etats und die Jahresrechnung nebſt einem Jahres⸗ 
bericht dem Vorſtande in der Frühjahrsverſammlung vorzulegen; 

3) die Genoſſenſchaftsbeamten zu beauffichtigen und die Fluß⸗ reſp. Gra⸗ 
benſchau mit den Vorſtandsmitgliedern abzuhalten; 

4) den Schriftwechſel für den Verband zu führen und die Urkunden deſſelben 
zu vollziehen. Zu Verträgen und Vergleichen über Gegenſtände von 

Fr. 7651.) 50 Tha⸗ 


50 Thalern oder mehr ift indeß der genehmigende Beſchluß oder Voll⸗ 
macht des Vorſtandes beizubringen, während Verträge und Vergleiche 
unter 50 Thalern dem Vorſtande zur Kenntnißnahme vorzulegen ſind / 
5) Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder des Verbandes wegen Verletzung dieſes 
Statuts und des zum Schutze der Anlagen etwa zu erlaſſenden Regle⸗ 
ments bis zur Höhe auf drei Thaler feſtzuſetzen und zur Kaſſe einzuziehen. 


In Abweſenheit oder ſonſtigen Behinderungsfällen kann der Schaudirektor 
ſich durch ein Vorſtandsmitglied vertreten laſſen. 


$. 12. 


Die Verwaltung der Verbandskaſſe wird vom Vorſtande einem Rendanten 
übertragen. Der Vorſtand ertheilt demſelben Inſtruktion und beſtimmt ſeine 
Remuneration, ſowie die von ihm etwa zu beſtellende Kaution. 


§. 13. 


Streitigkeiten, welche zwiſchen den Mitgliedern der Sozietät über das 
Eigenthum von Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, und über beſondere, auf ſpe⸗ 
ziellen Rechtskiteln beruhende Rechte entſtehen, gehören zur Entſcheidung der 
ordentlichen Gerichte. Dagegen werden alle anderen, die gemeinſamen Angelegen⸗ 
heiten des Verbandes oder die vorgebliche Beeinträchtigung eines oder des anderen 
Genoſſen betreffenden Beſchwerden vom Schaudirektor unterſucht und entſchieden, 
inſofern nicht einzelne Gegenſtände in dieſem Statute ausdrücklich an eine andere 


Behörde gewieſen ſind. Gegen die Entſcheidung des Schaudirektors ſteht jedem 


Theile die Berufung an ein Schiedsgericht frei, welche binnen zehn Tagen, von 
der Bekanntmachung des Beſcheides an gerechnet, bei dem Direktor angemeldet 
werden muß (cfr. jedoch §. 17.). 

Das Schiedsgericht beſteht aus drei Mitgliedern und zwar aus dem Amts⸗ 
hauptmann des Amtes Neuenhaus als Vorſitzenden und zwei Beiſitzern, welche 
nebſt einem Stellvertreter für jeden von dem Vorſtande auf ſechs Jahre gewählt 
werden. Es entſcheidet nach Stimmenmehrheit. i . 

Gegen den ſchiedsrichterlichen Ausſpruch findet ein weiteres Rechtsmittel 
nicht ſtatt, der unterliegende Theil trägt die Koſten. 

Wählbar zum Schiedsrichter iſt jeder Inländer, der in der Gemeinde 
ſeines Wohnſitzes zu öffentlichen Gemeindeämtern wählbar und nicht Mitglied des 
Verbandes iſt. 9. 14 : 


Die Genoſſenſchaft ift dem Oberaufſichtsrechte des Staates unterworfen. 
Dieſes Recht wird von der Landdroſtei zu Osnabrück als Landespolizei⸗ 
Behörde und in höherer Inſtanz von dem Miniſter für die landwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten gehandhabt in dem Umfange und mit den Befugniſſen, welche 
den Auffichtsbehörden für die Gemeinden zuſtehen. 
Die Landdroſtei hat darauf zu achten, daß die Beſtimmungen dieſes Sta⸗ 
tuts überall beobachtet, die Anlagen gut ausgeführt und ordentlich 8 15 
rund⸗ 


ee 


Grundſtücke des Verbandes forgfältig genutzt und die etwaigen Schulden regel⸗ 
mäßig verzinſt und getilgt werden. 

Der Amtshauptmann des Amtes Neuenhaus fungirt hierbei als ſtändiger 
Kommiſſarius der Landdroſtei. Die Landdroſtei entſcheidet über alle Beſchwerden 
gegen Beſchlüſſe des Schaudirektors und des Vorſtandes, ſofern der Rechtsweg 
nicht zuläſſig und eingeſchlagen iſt, oder nach $. 13. ſchieds richterliche Entſchei⸗ 
dung ſtattfindet, und ſetzt ihre Entſcheidung nöthigenfalls exekutiviſch in Vollzug. 


$. 15. 


Dem Amtshauptmann iſt regelmäßig Abſchrift des Etats und der Final⸗ 
abſchlüſſe der Verbandskaſſe, ſowie der Sitzungs- und Schauprotokolle vom 
Schaudirektor einzureichen, und kann die Landdroſtei, falls ſie ſolches zur Aus⸗ 
übung des Oberaufſichtsrechts für nöthig erachtet, die Einſendung dieſer Verhand— 
lungen anordnen. N 

Die Landdroſtei iſt befugt, außerordentliche Reviſionen der Kaſſe und der 
geſammten Verwaltung zu veranlaſſen, Kommiſſarien zur Beiwohnung der 
Schauen und der Verſammlungen abzuordnen und die Geſchäftsanweiſung für 
die Beamten nach Anhörung des Vorſtandes abzuändern. Die erforderlichen 
Polizeiverordnungen zum Schutze der Verbandsanlagen können auf Grund der 
Königlichen Verordnung vom 20. September 1867. erlaſſen werden. 


$. 16. 


Wenn der Vorſtand der Genoſſenſchaft es unterläßt oder verweigert, die 
derſelben nach dieſem Statute oder ſonſt geſetzlich obliegenden Leiſtungen auf den 
Haushaltsetat zu bringen oder außerordentlich zu genehmigen, ſo iſt die Land⸗ 
droſtei befugt, nach Anhörung des Vorſtandes die Eintragung in den Etat von 
Amtswegen bewirken zu laſſen oder die außerordentliche Ausgabe feſtzuſtellen und 
die Einziehung der erforderlichen Beiträge zu verfügen. 

Gegen eine ſolche Entſcheidung ſteht dem Vorſtande innerhalb zehn Tagen 
die Berufung an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten zu. 
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Bis zur Vollendung der mit der Flußkorrektion verbundenen Anlagen leitet 
der Amtshauptmann mit Hülfe des dazu kommittirten Waſſerbaubeamten und 
unter Zuziehung der Behufs der fraglichen Korrektion gewählten Bevollmächtigten 
reſp. einzelnen Grundbeſitzer, nach der Wahl des Vorſtandes aber unter Zuziehung 
deſſelben, den Bau und verſieht die Stelle des Schaudirektors. 

Die Wahl des Vorſtandes wird bis zur Anfertigung des Beitragskataſters 
ausgeſetzt und ſind bis dahin, ſoweit dem Amtshauptmann die Entſcheidung nicht 
bi zufteht, vor Abgabe der Entſcheidung die gedachten Bevollmächtigten 2c. 
zu hören. 

Bis zur Wahl des Vorſtandes iſt von den letzteren ein Rendant zu wählen 
und deſſen Remuneration und Kaution zu beſtimmen. 

Das Schiedsgericht gegen Entſcheidungen des Schaudirektors tritt erſt 
nach Vollendung der Korrektionsanlagen in Kraft, bis dahin kann gegen die Ent⸗ 
ſcheidungen des Amtshauptmanns die Berufung an die demſelben vorgeſetzten 
Behörden verfolgt werden (conf. jedoch F. 6.). 
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Nach Ausführung der Korrektionsarbeiten werden diefelben von dem Amts⸗ 
hauptmann im Beiſein des kommittirten Waſſerbaubeamten dem Schaudirektor 
und dem Vorſtande der Genoſſenſchaft mit der Baurechnung und einem Verzeich⸗ 
niß der ausgeführten Korrektionswerke übergeben. 

Etwaige dabei entſtehende Streitigkeiten werden von dem Miniſter für die 
landwirthſchaftlichen Angelegenheiten nach Anhörung der Landdroſtei entſchieden, 
ohne daß der Rechtsweg zuläſſig iſt. Die Baurechnung wird nach Anhörung 
des Vorſtandes von der Landdroſtei zu Osnabrück dechargirt. 


§. 18. 


f Aenderungen dieſes Statuts können nur mit landesherrlicher Genehmigung 
erfolgen. f 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 25. April 1870. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Selchow. Leonhardt. 


(Nr. 7652.) Allerhöchſter Erlaß vom 25. April 1870., betreffend die proviſoriſche Einſetzung 
einer Behörde für die Geſchäfte der Bahn⸗Unterhaltung und des engeren 
Betriebsdienſtes der Wilhelmsbahn. 


Au den Bericht vom 16. April d. J. ermächtige Ich Sie, für die Gefchäfte 
der Bahn⸗Unterhaltung und des engeren Betriebsdienſtes der Wilhelmsbahn provi⸗ 
ſoriſch eine Behörde unter der Firma: „Kommiſſion der Königlichen Direktion 
der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn“ einzuſetzen, welche der eben genannten Direktion 
untergeordnet ſein, ihren Sitz in Ratibor nehmen und in Angelegenheiten der ihr 
haben fell Geſchäfte alle Befugniſſe und Pflichten einer öffentlichen Behörde 
aben ſoll. 
Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 


Berlin, den 25. April 1870. 
Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. 


An den Minifter für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober -Hofbuchdruderei 
(R. v. Decker). 


